
Hinweise zu Verwendung:

Der anliegende Mustertext/Leitfaden soll Anregungen und Informationen zur Lösung typischer rechtlicher Fragen des Alltags bieten.

Er wurde erstellt/geprüft von Herrn Rechtsanwalt Dr. Gero Bathke, Amalienstr. 24, 80333 München (www.arbeitsrecht-bathke.de).

Die Mustertexte wurden anhand typischer Fallbeispiele des Alltags entwickelt.

Mustertexte können dem Verwender die Eigenverantwortung bei der Ausfertigung eines individuell passenden Textes nicht abnehmen. Die Mustertexte sind nach bestem Wissen gefertigt, jedoch kann keine Gewähr für Vollständigkeit, Richtigkeit und Geeignetheit für den Einzelfall übernommen werden. 

In rechtlich schwierigen Themenbereichen, beispielsweise einem arbeitsrechtlichen Aufhebungsvertrag, empfiehlt es sich, einen anwaltlichen Berater hinzuziehen.

Arbeitsvertrag

Zwischen 
__________________


__________________


__________________


- nachfolgend Arbeitgeber genannt -

und 
Herrn/Frau


__________________


__________________


__________________


- nachfolgend Arbeitnehmer genannt -

§ 1

Beginn des Arbeitsverhältnisses

Der Arbeitsnehmer tritt mit Wirkung vom … in die Dienste des Arbeitgebers. 
§ 2

Tätigkeit

Der Arbeitnehmer wird angestellt als 

 .
Im Einzelnen richtet sich die Tätigkeit nach der diesem Vertrag beigefügten Stellenbeschreibung. Der Arbeitgeber behält sich vor, dem Arbeitnehmer eine andere, seinen Fähigkeiten und seiner Vorbildung entsprechende gleichwertige Tätigkeit zu übertragen. 

Arbeitsort ist 
 (eventuell: Arbeitgeber behält sich vor, den Arbeitnehmer auch am Arbeitsort 
 
einzusetzen)
§ 3

Arbeitszeit

1. Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit beträgt 
 Stunden.

2. Die Arbeitszeit verteilt sich auf folgende Wochentage: 


3. Die Kernarbeitszeit liegt zwischen 
 . Einzelheiten des Beginns und Endes der täglichen Arbeitszeit sowie die Pausen werden von der Geschäftsleitung des Arbeitgebers festgelegt. 

4.
Der Arbeitgeber behält sich vor, erforderlichenfalls Mehrarbeit über den Rahmen der Normalarbeitszeit hinaus anzuordnen. Insoweit ist der Arbeitnehmer bei entsprechendem betrieblichen Bedarf verpflichtet, in zumutbaren Maße über die vereinbarte Arbeitszeit hinaus zusätzliche Arbeitsstunden im Rahmen der Grenzen des Arbeitszeitgesetzes zu leisten. Hinsichtlich etwaiger Mehrarbeit erfolgt entweder ein Freizeitausgleich oder eine Vergütung auf folgender Basis: 

§ 4

Probezeit/Ende des Arbeitsverhältnisses

1. Für beide Vertragsparteien ist die ordentliche Kündigung des Arbeitsverhältnisses vor Dienstantritt ausgeschlossen. 

2. Für das Arbeitsverhältnis wird zunächst eine Probezeit vereinbart. Insoweit gelten die ersten sechs Monate des Arbeitsverhältnisses als Probezeit. Während der Probezeit gilt für beide Vertragsparteien die gesetzliche Kündigungsfrist von zwei Wochen. 

3. Nach Ablauf der Probezeit ist für beide Vertragsparteien eine ordentliche Kündigung des Arbeitsverhältnisses unter Einhaltung der gesetzlichen Kündigungsfristen gemäß § 622 BGB durch schriftliche Erklärung zulässig. Verlängert sich die Kündigungsfrist für den Arbeitgeber aus tariflichen oder gesetzlichen Erfordernissen, gilt die Verlängerung der Kündigungsfrist auch für den Arbeitnehmer.

Das Arbeitsverhältnis endet, ohne dass es eine Kündigung bedarf, mit Ablauf des Monats, in dem der Arbeitsnehmer erstmalig Anspruch auf die gesetzliche Regelaltersrente erwirbt. Wird durch Bescheid eines Rentenversicherungsträgers festgestellt, dass der Arbeitnehmer dauerhaft erwerbsunfähig ist, endet das Arbeitsverhältnis mit Ablauf des Monats in dem Bescheid dem Arbeitnehmer zugestellt wird. 

4. Das Recht zur außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt für beide Vertragsparteien unberührt.

§ 5

Vergütung

1.
Die monatliche Grund-Bruttovergütung des Arbeitnehmers während der Probezeit beträgt EUR 
, nach Ablauf der Probezeit EUR 
. Die Vergütung ist zur Zahlung fällig jeweils am letzten Kalendertag eines Monats. 

2.
Darüber hinaus vereinbaren die Parteien eine variable Vergütung wie folgt: 

§ 6
Urlaub

1.
Die Urlaubsansprüche des Arbeitnehmers richten sich nach dem Bundesurlaubsgesetz. Zusätzlich erhält der Arbeitnehmer 
 Tage Urlaub. Es werden mit Inkrafttreten dieses Arbeitsvertrages somit zunächst insgesamt 
 Arbeitstage als Urlaub vereinbart. 

2.
Der Urlaub ist im laufenden Kalenderjahr zu gewähren und zu nehmen. 

3.
Im Ein- und Austrittsjahr wird der vertragliche Urlaub zeitanteilig gewährt. Für den anteiligen gesetzlichen Urlaubsanspruch gelten insoweit die gesetzlichen Bestimmungen. Sofern der gesetzliche Urlaubsanspruch auch zeitanteilig zu gewähren ist, darf der gesetzliche Mindesturlaub jedoch nicht unterschritten werden. Sofern Urlaub wegen Krankheit nicht genommen werden kann, ist durch den Arbeitgeber lediglich der gesetzliche Mindesturlaub abzugelten.
§ 7
Arbeitsverhinderung

Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, dem Arbeitgeber jedwede Arbeitsverhinderung unverzüglich und rechtzeitig vor Arbeitsbeginn anzuzeigen, sowie die voraussichtlichen Dauer der Arbeitsverhinderung. 
Im Krankheitsfalle ist der Arbeitnehmer verpflichtet, spätestens am dritten Tag der Erkrankung eine ärztliche Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung vorzulegen, aus der sich auch die Dauer der voraussichtlichen Arbeitsunfähigkeit ergibt. 

Dauert die Arbeitsunfähigkeit wegen Krankheit länger als zunächst angenommen, hat der Arbeitnehmer auch diese Tatsache sowie die voraussichtliche weitere Dauer der Arbeitsunfähigkeit unverzüglich anzuzeigen und unverzüglich durch eine entsprechende Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung zu belegen.

§ 8
Verpfändung

Der Arbeitnehmer darf seine arbeitsvertraglichen Vergütungsansprüche weder verpfänden noch abtreten. Im Falle einer Gehaltspfändung hat der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber die hierfür entstehenden Kosten zu erstatten. 

§ 9
Nebentätigkeit

Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, während der Dauer dieses Arbeitsvertrages seine Arbeitskraft dem Arbeitgeber zur Verfügung zu stellen und insoweit jede Nebentätigkeit zu unterlassen, die seine Arbeitsleistung oder die Interessen des Arbeitgebers beeinträchtigen können.

Eine Nebentätigkeit ist vor ihrer Aufnahme durch den Arbeitnehmer schriftlich anzuzeigen, wobei zeitlicher Umfang, Art, Ort und Dauer anzuzeigen sind. Der Arbeitgeber hat eine Einwilligung dann zu erteilen, wenn nicht ein Versagungsgrund wegen erheblicher Beeinträchtigung betrieblicher oder dienstlicher Interessen vorliegt. 

§ 10
Nebenabreden

Mündliche Nebenabreden zu diesem Arbeitsvertrag werden nicht getroffen. Änderungen und Ergänzungen dieses Arbeitsvertrages bedürfen der Schriftform. Sollten Bestimmungen dieses Arbeitsvertrages unwirksam sein oder werden, wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dieses Arbeitsvertrages hiervon nicht berührt. Die Parteien verpflichten sich insoweit, diese unwirksame Bestimmung durch eine Vereinbarung zu ersetzen, die der unwirksamen Bestimmung hinsichtlich Inhalt und gegenseitiger Interessen möglichst nahe kommt. 

__________________________
__________________________

Ort, Datum
Ort, Datum

__________________________
__________________________

Unterschrift Arbeitgeber
Unterschrift Arbeitnehmer

Anlage: Stellenbeschreibung
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